
Gemeinsamkeit des Gewordenseins und der Gemeinsamkeit der jetzt und
künftig zu bestehenden Not. Eine Regierung, die das Wohl der Bevölkerung
will, darf solche Gefühle, die keinen anderen als einen idealen Grund haben,
nicht mißachten.“

Kommunistische Partei (Helfgen)

„Ich habe namens meiner Fraktion folgende Erklärung zur Verlesung zu
bringen:
Die Regierungskommission ist aufgrund des Versailler Machtfriedens durch
den Völkerbund, einer Vertretung kapitalistischer Staaten, als Sachwalterin
über das Saargebiet eingesetzt worden.
Als solche hat sie die Aufgabe, die Interessen der französischen Bourgeoisie,
der das Saargebiet auf 15 Jahre zur Ausbeutung überlassen ist, wahrzu¬
nehmen. In Erfüllung dieser Aufgabe, muß die Regierungskommission gegen
die Interessen der arbeitenden Klasse, die den größten Teil der Bevölkerung
des Saargebietes ausmacht, naturnotwendig verstoßen.
Im Laufe ihrer bisherigen Tätigkeit hat die Regierungskommission unter
Mißachtung ihres so oft gegebenen Versprechens, „loyal“ mit der Bevölke¬
rung Zusammenarbeiten zu wollen, fortgesetzt gegen die Interessen der
arbeitenden Bevölkerung verstoßen.
Sie hat, entgegen dem Wortlaut des Versailler Friedensvertrages die Begut¬
achtung der Gesetze und Verordnungen durch die von der Bevölkerung
gewählten Vertreter nicht beachtet, sie hat vielmehr in ihrem 11. periodi¬
schen Bericht an den Völkerbund, den gewählten Vertretern die Befähigung
zur Begutachtung abgesprochen.
Die Forderungen der Gewerkschaften sind von ihr, trotzdem diese nur das
Minimum dessen sind, was die Arbeiterklasse zu ihrer Erhaltung vom Staate
zu fordern hat, vollständig unberücksichtigt geblieben.
Das Treiben unverantwortlicher Elemente, deren Bestreben auf die Zer¬
störung der wirtschaftlichen Organisationen der Arbeiterschaft und auf eine
Stärkung der Annexionspropaganda zugunsten Frankreichs hinauslaufen,
findet die stillschweigende Duldung der Regierungskommission.
Die Anwesenheit des französischen Militärs im Saargebiet, die im Gegensatz
zum Wortlaut des Friedensvertrages steht, bedeutet eine ständige Bedrohung
der Arbeiterklasse.
Die Einführung des Lohnsteuersystems, die Kohlen- und Umsatzsteuer sind
eine unerträgliche Belastung der arbeitenden Bevölkerung.
Die bestehenden Steuergesetze gestatten dagegen der besitzenden Klasse, die
Steuern auf die Schultern der arbeitenden Bevölkerung abzuwälzen und sich
so ihrer Verpflichtung dem Staate gegenüber zu entziehen.
Die werktätige Bevölkerung leidet unter der herrschenden Bevölkerung und
unter dem sich im Saargebiet besonders breitmachenden Wucher doppelt
schwer.
Die Regierungskommission hat bisher nichts getan, um die Teuerung und
den Wucher zu bekämpfen.
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